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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zum Ausgleich von Schäden infolge besonderer Naturereignisse 

in der Forstwirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

Beschränkung des ordentlichen Holzeinschlags 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Wirtschaft durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
den ordentlichen Holzeinschlag der Forstwirtschaft 
für einzelne Holzartengruppen (Fichte, Kiefer, Buche, 
Eiche) zu beschränken, wenn und soweit dies erfor- 
derlich ist, um erhebliche und überregionale Störun- 
gen des Rohholzmarktes durdi außerordentliche 
Holznutzungen zu vermeiden, die infolge eines be- 
sonderen Naturereignisses, insbesondere Windwurf 
und Windbruch, Schnee- und Eisbruch, Pilzbefall und 
Insektenfraß (Kalamitätsnutzungen) erforderlich 
werden. Nutzungen, die durch gesetzlichen oder be- 
hördlichen Zwang oder bei Wahrnehmung öffent- 
licher Aufgaben veranlaßt werden, sind von der Ein- 
schlagsbeschränkung ausgenommen, 

(2) Eine erhebliche und überregionale Marktstö- 
rung durch Kalamitätsnutzungen im Sinne des Ab- 
satzes 1 ist in der Regel zu erwarten, wenn die Höhe 
der Kalamitätsnutzung bei allen Holzartengruppen 
voraussichtlich mindestens 30 vom Hundert oder bei 
einer Holzartengruppe voraussichtlich mindestens 
die Hälfte des ungekürzten Einschlagsprogramms 
erreicht. 

(3) Die Einschlagsbeschränkung kann für das 
Forstwirtschaftsjahr (1. Oktober bis 30. September), 
in dem das Ereignis eingetreten ist, sowie für das 
darauf folgende Forstwirtschaftsjahr angeordnet 
werden. 

(4) Der Einschlag darf auf höchstens 80 vom Hun- 
dert des Nutzungssatzes im Sinne des § 34 b Abs. 4 
Ziff. 1 des Einkommensteuergesetzes (Hiebsatz) be- 
schränkt werden. 

(5) Forstwirte, die nicht zur Buchführung ver- 
pflichtet sind und Bücher nicht oder nicht ordnungs- 
mäßig führen, können in der Rechtsverordnung von 
der Einschlagsbeschränkung ausgenommen werden, 
wenn das Holzaufkommen dieser Betriebe die 
Marktstörung nur unerheblich beeinflußt. Die zu- 
ständige Landesbehörde kann auf Antrag einzelne 
Forstbetriebe von der Einschlagsbeschränkung be- 
freien, wenn diese zu einer wirtschaftlich unbilligen 
Härte führen würde. 


§ 2 

Beschränkung der Holzeinfulir 

Die Einfuhr von Holz und Holzerzeugnissen der 
ersten Bearbeitungsstufe kann auf Grund des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch zur Wahrnehmung 
der durch § 1 Abs. 1 geschützten Belange beschränkt 
werden, soweit der Erfolg einer Einschlagsbeschrän- 
kung ohne die Einfuhrbeschränkung erheblich ge- 
fährdet würde und eine solche Gefährdung im In- 
teresse der Allgemeinheit abgewendet werden muß. 

§ 3 

Steuerfreie Rücklage für die Bildung eines 
betrieblichen Ausgleichsfonds 

(1) Steuerpflichtige, die Einkünfte aus dem Be- 
trieb von Forstwirtschaft im Sinne des § 13 des Ein- 
kommensteuergesetzes beziehen und bei denen der 
auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung ermittelte 
Gewinn der Besteuerung zugrunde gelegt wird, kön- 
nen unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 eine 
den steuerlichen Gewinn mindernde Rücklage bil- 
den. Satz 1 gilt entsprechend für natürliche Personen, 
Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermö- 
gensmassen, bei denen Einkünfte aus dem Betrieb 
von Forstwirtschaft steuerlich als Einkünfte aus Ge- 
werbebetrieb zu behandeln sind. Die Rücklage darf 
12 vom Hundert, die jährliche Zuführung zur Rück- 
lage 3 vom Hundert der im Durchschnitt der 
vorangegangenen drei Wirtschaftsjahre erzielten 
nutzungssatzmäßigen Einnahmen nicht übersteigen. 

(2) Eine Rücklage nach Absatz 1 ist nur zulässig, 
wenn mindestens in gleicher Höhe ein betrieblicher 
Ausgleichsfonds gebildet wird. Die Gelder für den 
Fonds müssen auf ein besonderes Konto bei einem 
Kreditinstitut eingezahlt worden sein. Sie können 
auch für den Erwerb von festverzinslichen Schuld- 
verschreibungen und Rentenschuldverschreibungen, 
die vom Bund, von den Ländern und Gemeinden 
oder von anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts oder von Kreditinstituten mit Sitz und Ge- 
schäftsleitung im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ausgegeben oder die mit staatlicher Genehmigung 
in Verkehr gebracht werden, verwendet werden, 
wenn diese Wertpapiere in das Depot eines Kredit- 
instituts gegeben werden. 

(3) Der Ausgleichsfonds darf nur in Anspruch ge- 
nommen werden 

1. bis zur vollen Höhe des Ausgleichsfonds; 
zur Ergänzung der durch eine Einschlags- 
beschränkung geminderten Erlöse; 
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2. bis auf einen im Ausgleichsfonds zu be- 
lassenden Mindestbetrag von 30 vom Hun- 
dert der nach Absatz 1 zulässigen Rück- 
lage: 

a) für vorbeugende oder akute Forst- 
schutzmaßnahmen, wenn diese von der 
zuständigen Landesbehörde angeordnet 
werden; 

b) für die Wiederaufforstung oder Nach- 
besserung von Schadensflächen; 

c) für die Beseitigung der unmittelbar 
oder mittelbar durch höhere Gewalt 
verursachten Schäden an Wegen und 
sonstigen Betriebsvorrichtungen: 

d) für Investitionen, die der Erhaltung des 
Waldes oder sonst dem öffentlichen 
Interesse dienen und als solche von 
der zuständigen Landesbehörde aner- 
kannt werden. 

(4) Die Rücklage ist in Höne der in Anspruch ge- 
nommenen Fondsmittel zum Ende des Wirtschafts- 
jahres der Inanspruchnahme gewinnerhöhend aufzu- 
lösen. Wird der Fonds ganz oder zum Teil zu ande- 
ren als den in Absatz 3 bezeichneten Zwecken in 
Anspruch genommen, so wird außerdem ein Zu- 
schlag zur Einkommensteuer oder Körperschaft- 
steuer in Höhe von 10 vom Hundert des Teils der 
aufgelösten Rücklage erhoben, der nicht auf die in 
Absatz 3 bezeichneten Zwecke entfällt. 

(5) Die Rücklage nach Absatz 1 ist bei der Be- 
rechnung der in § 161 Abs. 1 Ziff. 1 Buchstabe e der 
Reichsabgabenordnung bezeichneten Grenze nicht zu 
berücksichtigen. 

§ 4 

Pauschsatz für Betriebsausgaben 

(1) Steuerpflichtige, die Einkünfte aus dem Be- 
trieb von Forstwirtschaft im Sinne des § 13 des Ein- 
kommensteuergesetzes beziehen und die nicht zur 
Buchführung verpflichtet sind und Bücher nicht oder 
nicht ordnungsmäßig führen, können im Wirtschafts- 
jahr einer Einschlagsbeschränkung nach § 1 zur Ab- 
geltung der Betriebsausgaben einen Pauschsatz von 
90 vom Hundert der Einnahmen aus den Holznutzun- 
gen absetzen. 

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn diese Forstwirte nach 
§ 1 Abs. 5 von der Einschlagsbeschränkung ausge- 
nommen sind, jedoch freiwillig die Einschlagsbe- 
schränkung befolgen. 

§ 5 

Stundung der Vermögensabgabe bei einer 
Rücklagenbildung 

(1) Bei einer Rücklagenbildung nach § 3 sind die 
Vierteljahrsbeträge der Vermögensabgabe, die 

1. auf den die Rücklage bildenden Forstbe- 
trieb entfallen und 


2. von dem den Betrieb selbst bewirtschaften- 
den Eigentümer als Abgabepflichtigen, als 
Erben eines Abgabepflichtigen, als Schuld- 
übernehmer {§ 60 des Lastenausgleichsge- 
setzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Dezember 1965 — Bundesgesetzbl. I 
S. 1945, zuletzt geändert durch das Zwan- 
zigste Gesetz zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes vom 15. Juli 1968 — 
Bundesgesetzbl. I S. 806) im Falle der vor- 
weggenommenen Erbfolge oder als Nach- 
erben im Falle des § 64 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes geschuldet werden und 

3. in den Jahren der Rücklagenbildung, höch- 
stens jedoch in insgesamt vier Jahren, fäl- 
lig werden, 

auf Antrag zur Hälfte zinslos zu stunden. Der ge- 
stundete Gesamtbetrag ist sieben Jahre nach Ab- 
lauf des ersten Stundungsjahres nachzuzahlen. Auf 
Antrag können für die Tilgung unter den Voraus- 
setzungen des § 127 Abs. 1 Satz 1 der Reichsab- 
gabenordnung angemessene Ratenzahlungen bewil- 
ligt werden. 

(2) Als auf den Forstbetrieb entfallend gilt der 
Teil des ursprünglichen Vierteljahrsbetrags der Ver- 
mögensabgabe (§ 54 Abs. 1 der Vierzehnten Durch- 
führungsverordnung über Ausgleichsabgaben nach 
dem Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Juni 1966 — Bundesgesetzbl. I 
S. 358), der dem Wertanteil des forstwirtschaftlichen 
Vermögens an dem der Abgabe unterliegenden Ver- 
mögen des Antragstellers oder seines Rechtsvor- 
gängers entspricht. Vor der Ermittlung dieses Ver- 
hältnisses sind 

1. vom Wert des forstwirtschaftlichen Ver- 
mögens der in ihm enthaltene Anteil der 
nach dem 20. Juni 1948 veräußerten Teile 
dieses Vermögens abzuziehen, 

2. dem der Abgabe unterliegenden Vermögen 
die nicht in wirtschaftlichem Zusammen- 
hang mit bestimmten Wirtschaftsgütern 
stehenden Schulden wieder hinzuzurech- 
nen. 

§ 6 

Ermäßigung der Vermögensabgabe bei einer 
Einschlagsbeschränkung 

(1) Bei einer Einschlagsbeschränkung nach § 1 
sind die Vierteljahrsbeträge der Vermögensabgabe, 
die 

1. auf den von der Einschlagsbeschrän- 
kung betroffenen Forstbetrieb entfallen 
und 

2. von dem den Betrieb selbst bewirtschaften- 
den Eigentümer in seiner in § 5 Abs. 1 
Nr. 2 bezeichneten Eigenschaft geschuldet 
werden und 

3. in dem Zeitraum, für den die Einschlags- 
beschränkung angeordnet worden ist, fäl- 
lig werden, 
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auf Antrag auf die Hälfte zu ermäßigen, sofern das 
Gesamtvermögen im Zeitpunkt der Anordnung der 
Einschlagsbeschränkung ausschließlich aus dem von 
der Einschlagsbeschränkung betroffenen Forstbetrieb 
besteht. Ist im Gesamtvermögen noch anderes Ver- 
mögen enthalten, so ist der aus Satz 1 sich erge- 
bende Ermäßigungsbetrag um den Hundertsatz zu 
kürzen, der dem Verhältnis des anderen Vermögens 
zum Gesamtvermögen entspricht. 

(2) § 5 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind entsprechend anzu- 
wenden, wenn Forstbetriebe nach § 1 Abs. 5 von der 
Einschlagsbeschränkung ausgenommen sind, jedoch 
freiwillig die Einschlagsbeschränkung befolgen. 

§ 7 

Übervorräte bei der Holzwirtschaft 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung nach § 5 des Ein- 
kommensteuergesetzes ermitteln, können den Mehr- 
bestand an Holz und Holzwaren im Sinne des Kapi- 
tels 44 des Deutschen Gebrauchs-Zolltarifs an Bilanz- 
stichtagen, die in einen Zeitraum fallen, für den eine 
Einschlagsbeschränkung im Sinne des § 1 angeordnet 
ist, statt mit dem sich nach § 6 Abs. 1 Ziff. 2 des Ein- 
kommensteuergesetzes ergebenden Wert mit einem 
um 30 vom Hundert niedrigeren Wert ansetzen. Der 
niedrigere Wertansatz ist nur zulässig für Wirt- 
schaftsgüter, die aus im Inland erzeugtem Holz be- 
stehen. 

(2) Mehrbestand ist die mengenmäßige Erhöhung 
der Bestände an Holz oder Holzwaren im Sinne des 
Absatzes 1 gegenüber den durchschnittlichen Be- 
ständen an diesen Waren an den letzten drei vor- 
angegangenen Bilanzstichtagen, die nach Abzug 
etwaiger bei diesen Wirtschaftsgütern eingetretener 
mengenmäßiger Bestandsminderungen verbleibt. Die 
mengenmäßigen Bestandsänderungen an Bilanzstich- 
tagen gegenüber den durchschnittlichen Beständen 
an den letzten drei vorangegangenen Bilanzstich- 
tagen sind dabei für Wirtschaftsgüter nicht gleicher 
Art und Güte getrennt zu ermitteln. Der Abzug der 
Bestandsminderungen ist in der Weise durchzufüh- 
ren, daß bei den Bestandserhöhungen die Mengen 
abzusetzen sind, die dem Wert der Bestandsminde- 
rungen entsprechen; dabei sind die Wirtschaftsgüter 
mit dem Wiederbeschaffungspreis am Bilanzstichtag 
zu bewerten. 

§ 8 

Erleichterungen für die Beförderung! von Holz 

Für die Dauer einer Einschlagsbeschränkung nach 
§ 1 ermäßigt sich für Beförderungen im Werkverkehr 
von Holz im Sinne des § 2 Nr. 6 Buchstabe m des 
Gesetzes über die Besteuerung des Straßengüterver- 
kehrs vom 28. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1461) die Steuer auf einen Pfennig je Tonnen- 
kilometer, sofern die Beförderungen in den Gebieten 
beginnen, für die der ordentliche Holzeinschlag be- 
schränkt ist. 


§ 9 

Auskunft 

(1) Die zuständigen Behörden können zur Durch- 
führung der ihnen durch dieses Gesetz oder auf 
Grund dieses Gesetzes übertragenen Aufgaben von 
natürlichen und juristischen Personen und nicht 
rechtsfähigen Personenvereinigungen die erforder- 
lichen Auskünfte verlangen. 

(2) Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften beauftragten Personen 
sind im Rahmen des Absatzes 1 befugt, Grundstücke 
und Geschäftsräume des Auskunftspflichtigen zu be- 
treten und die geschäftlichen Unterlagen einzusehen. 
Der Auskunftspflichtige hat die Maßnahmen nach 
Satz 1 zu dulden. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant- 
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten An- 
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 10 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde oder Stelle bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein 
fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 11 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen einer Einschlagsbeschränkung 
nach § 1 Holz einschlägt, 

2. entgegen § 9 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig erteilt oder entgegen § 9 Abs. 2 
den Zutritt zu Grundstücken oder Ge- 
schäftsräumen oder die Einsichtnahme in 
geschäftliche Unterlagen nicht duldet. 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

§ 12 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 


verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 13 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


A, Allgemeiner Teil 

1. Zielsetzung des Entwurfs 

In unregelmäßigen Zeitabständen treten in der 
Forstwirtschaft Schäden durch besondere Natur- 
ereignisse auf. Solche Schäden können sein: Wind- 
wurf und -bruch, Schnee- und Eisbrudi, Pilzbefall 
(z. B. Rotfäule, Schwamm) und Insektenfraß (z. B. 
durch Borkenkäfer). 

In regional begrenztem Ausmaß treten derartige 
Schäden fast jährlich auf. Sie haben für die betroffe- 
nen Forstbetriebe in der Regel zur Folge: 

Geringere Preise für Holz infolge von Qualitäts- 
minderungen und vorzeitiger Nutzung, 
erhöhte Kosten beim Holzeinschlag und für die 
Schadensbeseitigung, 

zukünftige, langfristig kaum behebbare Ertrags- 
einbußen. 

Erreichen die Kalamitätsschäden ein überregionales 
Ausmaß wie beispielsweise bei der Sturmflutkata- 
strophe im Jahre 1962 oder durch die Orkane des 
Frühjahrs 1967, so haben sie in der Regel wegen 
des zwangsläufigen Überangebots an Holz auch 
noch überregionale Marktstörungen und somit ein 
Absinken der Rohholzpreise unter das normale, 
durch die Konjunktur bedingte Preisniveau zur 
Folge. 

Je kritischer die wirtschaftliche Lage der Forstwirt- 
schaft ist, um so empfindlicher wirken sich diese 
Schäden aus. Eine Möglichkeit, sich gegen derartige 
Schäden zu versichern, gibt es — ■ außer bei Wald- 
brand — nicht. 

Ziel des Gesetzes ist es 

1. ein nicht konjunkturbedingtes Absinken der Roh- 
holzpreise bei Großkalamitäten zu verhindern, 
ohne dabei die Rohholzversorgung der Holzwirt- 
schaft zu gefährden; 

2. Schäden infolge besonderer Naturereignisse für 
die Forstbetriebe wirtschaftlich tragbarer zu ma- 
chen. 


11. Inhalt des Entwurfs 

Zur Erreichung dieser Ziele sieht der Gesetzentwurf 
bei Großkalamitäten zur Vermeidung von Markt- 
überschwemmung und Preisverfall die Möglichkeit 
einer Beschränkung des ordentlichen Einschlags ein- 
zelner Holzartengruppen vor. Die befristete Ein- 
schlagsbeschränkung ist für alle Besitzarten (Bund, 
Länder, Gemeinden, private Hand) vorgesehen und 
kann sich auf das ganze Bundesgebiet oder auf Teile 
davon erstrecken. Sie kann durch eine Einfuhrbe- 
schränkung ergänzt werden. Durch diese Maßnah- 
men soll eine normalisierte, etwa ausgeglichene 
Rohholzbilanz für die von der Großkalamität betrof- 
fenen Holzartengruppen erreicht werden. 

Zum Ausgleich der bei einer Einschlagsbeschrän- 
kung eintretenden Einnahmeausfälle sollen den 
buchführenden privaten Forstbetrieben betriebliche 
Ausgleichsfonds dienen, deren freiwillige Bildung 
ertragssteuerlich sowie durch langfristige Stundung 
der Vermögensabgabe begünstigt wird. Darüber 
hinaus kann der Ausgleichsfonds auch zur Beseiti- 
gung von betrieblichen Schäden infolge von Natur- 
ereignissen sowie für Investitionen, die der Wald- 
erhaltung oder sonst dem öffentlichen Interesse die- 
nen, in Anspruch genommen werden. 

Nicht buchführende private Forstbetriebe, die sich 
auch nicht zur Buchführung und damit zur Inan- 
spruchnahme der Steuervergünstigungen bei Bildung 
eines Ausgleichsfonds entscheiden, können statt- 
dessen im Falle einer Einschlagsbeschränkung für 
einkommensteuerliche Zwecke einen erhöhten Be- 
triebsausgaben-Pauschsatz von den Einnahmen aus 
der Holznutzung abziehen. 

Bei einer Einschlagsbeschränkung ermäßigt sich für 
die der Vermögensabgabe unterliegenden Forst- 
betriebe — buchführend oder nicht — die auf den 
Forstbetrieb entfallende Vermögensabgabe auf die 
Hälfte. 

Die Ausgleichsfonds-Regelung stellt eine freiwillige, 
durch steuerliche Begünstigungen geförderte Selbst- 
versicherung der privaten Forstbetriebe gegen Na- 


5 



Drucksache V/4070 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


turschäden dar. Sonstige Förderungsmaßnahmen 
des Bundes und der Länder (z. B. Zuschüsse) brau- 
chen durch dieses Gesetz nicht besonders geregelt 
zu werden; sie richten sich nach der verfassungs- 
mäßigen Zuständigkeit sowie nach den haushalts- 
mäßigen Möglichkeiten. Sie werden gegebenenfalls 
vor allem für die nichtbuchführenden Forstbetriebe, 
unter Umständen aber auch für die Forstbetriebe 
ländlicher Gemeinden, bei denen Steuervergünsti- 
gungen nicht zum Zuge kommen, notwendig werden 
können. 

Die Forstbetriebe des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden sind bei der Ausgleichsfonds-Regelung 
nicht angesprochen, weil für sie nicht — wie für 
den Privatwald — steuerliche Anreize zur Bildung 
derartiger Fonds geschaffen werden können. Den 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften, vor allem den 
Gemeinden, ist aber die Bildung von Ausgleichs- 
fonds mit ähnlicher Zweckbestimmung zu empfehlen, 
damit sowohl die Forstbetriebe als auch die Haus- 
halte dieser Körperschaften Einschlagsbeschränkun- 
gen zur Vermeidung von Preisrückgängen und Schä- 
den infolge von Naturereignissen ohne wesentliche 
wirtschaftliche Nachteile und finanzielle Störungen 
verkraften können. 

Der Entwurf enthält weiterhin Regelungen, die bei 
Großkalamitäten eine vollständige Aufnahme des 
Holzes durch die Holzwirtschaft fördern (steuerliche 
Begünstigung der Übervorräte) und einen raschen 
Abfluß des Holzes aus den Schadensgebieten be- 
günstigen (Ermäßigung der Beförderungssteuer). 

Die Zuständigkeit des Bundes ergibt sich aus Ar- 
tikel 74 Nr. 17 und Nr. 11 des Grundgesetzes. Das 
Bedürfnis für eine bundeseinheitliche Regelung nach 
Artikel 72 Abs. 2 Grundgesetz ist gegeben. 


III. Haushaltsmäßige Auswirkungen 

1. Die steuerlichen Mindereinnahmen, die das Ge- 
setz für Bund und Länder verursachen wird, hän- 
gen weitgehend davon ab, wann und in welchem 
Umfang die privaten Forstbetriebe von der Bil- 
dung eines Ausgleichsfonds Gebrauch machen. 
Nach Abschluß der Ausgleichsfonds-Bildung, also 
etwa nach vier Jahren, vermindern sich die Ko- 
sten wesentlich. 

Die Mindereinnahme infolge der gewinnmin- 
dernden Rücklage zur Bildung eines Ausgleichs- 
fonds wird wie folgt geschätzt: 

1969 bis 1972 

Minderung der Einkom- 
men- und Körperschaft- 
steuer (§3) je 2,5 Millionen DM 

Stundung der Vermögens- 
abgabe (§5) je 11,0 Millionen DM 

zusammen ... je 13,5 Millionen DM 

Davon entfallen auf den 
Bund (einschließlich La- 
stenausgleichsfonds) je 12,0 Millionen DM 


2. Die steuerliche Mindereinnahme im Falle einer 
Einschlagsbeschränkung nach § 1 , deren Entste- 
hungszeitpunkt ungewiß ist, hängt ebenfalls von 
dem regionalen Umfang der Einschlagsbeschrän- 
kung ab. Falls sie sich auf das ganze Bundes- 
gebiet erstreckt, entstehen maximal etwa fol- 
gende Steuerausfälle: 

im Entstehungsjahr 

Ermäßigung der Vermö- 
gensabgabe (§6) 8 Millionen DM 

Erhöhung des Betriebs- 
ausgaben-Pauschsatzes 

(Einkommensteuer; § 4) , . 6 Millionen DM 

Bewertungsabschlag bei 
Übervorräten an Holz 

(Einkommensteuer; § 7) . .unter 0,5 Millionen DM 


B, Besonderer Teil 

Zu§ 1 

Absatz 1 ermächtigt den Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten, durch Rechtsver- 
ordnung den ordentlichen Einschlag für einzelne 
Holzartengruppen (Fichte, Tanne, Douglasie; Kiefer, 
Lärche; Eiche, Roteiche; Buche, übriges Laubholz) zu 
beschränken, wenn und soweit dies erforderlich ist, 
um erhebliche und überregionale Störungen des 
Rohholzmarktes durch Großkalamitäten zu vermei- 
den. Das Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft und die Zustimmung des Bundesrates 
sind Voraussetzung. Nutzungen, die von befugter 
dritter Seite veranlaßt werden (z. B. für Straßenbau, 
Verlegung von Hochspannungs-, öl- oder Gaslei- 
tungen), unterliegen nicht der Einschlagsbeschrän- 
kung. 

In Absatz 2 ist konkretisiert, wann eine erhebliche 
und überregionale Marktstörung zu erwarten ist, 
wann also von der Ermächtigung zur Einschlagsbe- 
schränkung Gebrauch gemacht werden kann. Die 
Kalamitätsnutzung muß entweder 30 vom Hundert 
des gesamten Einschlagsprogramms ausmachen (das 
sind rund 7,5 Millionen fm von insgesamt 25 Millio- 
nen fm) oder 50 vom Hundert des Einschlagspro- 
gramms einer Holzartengruppe erreichen. 

Die Absätze 3 und 4 setzen der Einschlagsbeschrän- 
kung zeitliche und mengenmäßige Grenzen. Dabei 
korrespondiert die Höhe der Einschlagsbeschrän- 
kung (auf 80 vom Hundert des Hiebsatzes) sowohl 
mit der Höhe der Großkalamität des Absatzes 2 (30 
vom Hundert des Einschlagsprogramms) wie mit der 
Höhe des Ausgleichsfonds nach § 3 (12 vom Hundert 
der durchschnittlichen Einnahmen aus der Holznut- 
zung) . 

Absatz 5 läßt Ausnahmen für die Gruppe der klei- 
neren, nicht buchführenden Forstbetriebe (Satz 1) 
sowie für Einzelfälle (Satz 2) zu. Schon aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung werden in der Re- 
gel die nicht buchführenden Forstbetriebe von der 
Einschlagsbeschränkung ausgenommen bleiben müs- 
sen. 
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Zu § 2 

Für den Fall, daß der Erfolg der Einschlagsbeschrän- 
kung durch erhöhte Einfuhren gefährdet zu werden 
droht, ist die Möglichkeit von entsprechenden Ein- 
fuhrbeschränkungen vorgesehen. 


Zu §3 

Absatz 1 bestimmt den begünstigten Personenkreis 
und die Höhe der steuerfreien Rücklage für die 
Bildung eines betrieblichen Ausgleichsfonds. Be- 
günstigt sind alle Steuerpflichtigen, die Einkünfte 
aus dem Betrieb von Forstwirtschaft im Sinne des 
§ 13 Einkommensteuergesetz beziehen, sofern bei 
ihnen der auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung 
ermittelte Gewinn der Besteuerung zugrunde gelegt 
wird. Die Begünstigung gilt gleichermaßen für natür- 
liche Personen wie für Körperschaften, Personen- 
vereinigungen und Vermögensmassen. Begünstigt 
sind aber auch diejenigen natürlichen Personen, 
Körperschaften und Vermögensmassen, bei denen 
die Einkünfte aus dem Betrieb von Forstwirtschaft 
steuerlich als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu be- 
handeln sind, da die Einschlagsbeschränkung nach 
§ 1 auch die Forstbetriebe dieser Steuerpflichtigen 
erfaßt. 

Die Höhe der Rücklage mit 12 vom Hundert der in 
den vorangegangenen drei Wirtschaftsjahren durch- 
schnittlich erzielten nutzungssatzmäßigen Einnah- 
men korrespondiert mit der Höhe der Einschlagsbe- 
schränkung nach § 1 Abs. 4. Die Rücklage kann im 
günstigsten Fall nach Ablauf von vier Jahren in 
voller Höhe gebildet sein. 

Absatz 2 regelt im einzelnen die Voraussetzungen 
für die Zulassung einer steuerfreien Rücklage. Hier- 
nach müssen in den Ausgleichsfonds in gleicher Höhe 
Geld oder festverzinsliche Wertpapiere eingezahlt 
worden sein. Der Ausschluß anderer Wertpapiere, 
insbesondere von Aktien, ist darauf zurückzuführen, 
daß der Fonds seiner Zweckbestimmung nach keinen 
Wertschwankungen unterworfen sein darf. Dem 
Forstwirt müssen jederzeit die in den Fonds einge- 
zahlten Mittel zu den vorgesehenen Zwecken zur 
Verfügung stehen. 

Absatz 3 regelt die Zweckbestimmung des Aus- 
gleichsfonds. Wenn der Fonds nicht nur zur Ergän- 
zung der durch eine Einschlagsbeschränkung ge- 
minderten Erlöse in Anspruch genommen werden 
darf, sondern darüber hinaus auch für vorbeugende 
oder akute Forstschutzmaßnahmen, für die Wieder- 
aufforstung oder Nachbesserung von Schadensflä- 
chen, für die Beseitigung der mittelbar oder unmit- 
telbar durch Naturereignisse verursachten Schäden 
an Wegen oder sonstigen Betriebsvorrichtungen 
und schließlich für Investitionen, die der Erhaltung 
des Waldes oder sonst dem öffentlichen Interesse 
dienen, so vor allem deshalb, um zu verhindern, daß 
die Fondsmittel dem Betrieb als totes Kapital lang- 
fristig entzogen werden. Nimmt der Forstwirt die 
Fondsmittel für die zuletzt genannten Zwecke in 
Anspruch, so muß er allerdings einen Mindestbe- 
trag von 30 vom Hundert im Fonds belassen, damit 


im Falle einer Einschlagsbeschränkung wenigstens 
ein gewisser Ausgleich mit den geminderten Er- 
lösen möglich ist. Die Wiederauffüllung des Fonds 
in der in § 3 Abs. 1 letzter Satz und in Absatz 2 ge- 
regelten Weise ist zulässig. 

Absatz 4 bestimmt, daß bei Inanspruchnahme des 
Fonds die Rücklage zum Ende des Wirtschaftsjahres 
insoweit gewinnerhöhend aufzulösen ist. Für den 
Fall, daß der Fonds ganz oder zum Teil für andere 
als die in Absatz 3 bezeichneten Zwecke in Anspruch 
genommen wird, ist ein Zuschlag zur Einkommen- 
steuer in Höhe von 10 vom Hundert der aufzulösen- 
den Rücklage vorgesehen, soweit die Inanspruch- 
nahme des Fonds auf einen nicht begünstigten 
Zweck entfällt. Durch diese Maßnahme soll der 
Forstwirt veranlaßt werden, die Fondsmittel nur zu 
den begünstigten Zwecken zu verwenden. 

Die Vorschrift des Absatzes 5 ist der Vorschrift des 
§ 76 Abs. 6 der Einkommensteuerdurchführungsver- 
ordnung nachgebildet und regelt die Auswirkung der 
Rücklagebildung auf die Abgrenzung der Buchfüh- 
rungspflicht. 

Zu §4 

Für nicht buchführende Forstwirte entfällt, wenn 
sie nicht einem Zusammenschluß angehören, die 
Möglichkeit der Bildung eines steuerbegünstigten 
betrieblichen Ausgleichsfonds. Im Falle einer Ein- 
schlagsbeschränkung soll daher nach Abs. 1 die 
Einkomensteuer für diesen Personenkreis dadurch 
ermäßigt werden, daß das eingeschränkte, nach Ab- 
zug der Steuer noch verfügbare Einkommen etwa 
dem Einkommen entspricht, das sich ohne Ein- 
schlagsbeschränkung ergeben würde. Das wird 
durch einen auf 90 vom Hundert erhöhten Betriebs- 
ausgaben-Pauschsatz (in Normaljahren beträgt der 
Pauschsatz nach § 51 Einkommensteuerdurchfüh- 
rungsverordnung 65 vom Hundert der Einnahmen) 
erreicht. Der Ansatz eines erhöhten Pauschsatzes ist 
zudem auch gerechtfertigt, weil sich die festen Ko- 
sten eines Forstbetriebes bei einer Einschlagsbe- 
schränkung nicht verringern. 

Die Begünstigung gilt im übrigen nur für Steuer- 
pflichtige, die nicht zur Buchführung verpflichtet sind 
und Bücher nicht oder nicht ordnungsmäßig führen. 
Für Steuerpflichtige, die zur Buchführung verpflich- 
tet sind, Bücher jedoch nicht oder nicht ordnungs- 
mäßig führen, ist dagegen eine Vergünstigung zum 
Ausgleich der Mindererlöse bei einer Einschlagsbe- 
schränkung nicht vorgesehen. Die Mindererlöse kön- 
nen hier nur bei der Gewinnschätzung selbst be- 
rücksichtigt werden. 

Absatz 2 gewährt den nicht buchführungspflichtigen 
und nicht buchführenden Forstwirten die Vergünsti- 
gungen des Absatzes 1 auch dann, wenn sie ihren 
Einschlag freiwillig einschränken, obwohl sie nach 
§ 1 Abs. 5 von der Einschlagsbeschränkung ausge- 
nommen sind. 

Zu § 5 

Wird eine Rücklage gebildet, so wird die Liquidität 
des Forstbetriebes infolge der Abführung eines 
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Teils der Einnahmen aus dem Holzverkaiif in die 
Rücklage nicht unwesentlich beeinträchtigt. Diesen 
Liquiditätsschwierigkeiten soll durch eine zinslose 
Stundung von 50 vom Hundert der auf den Forst- 
betrieb entfallenden, in einem Zeitraum von höch- 
stens vier Jahren fällig werdenden Vierteljahresbe- 
träge der Vermögensabgabe Rechnung getragen 
werden. Der gestundete Gesamtbetrag soll sieben 
Jahre nach Ablauf des ersten Stundungsjahres nach- 
gezahlt werden. Das bedeutet im Normalfali — bei 
Rückiagebildung in vier aufeinanderfolgenden Jah- 
ren ■ — , daß weitere vier Jahre nach dem letzten 
Stundungsjahr tilgungsfrei bleiben. Für die Tilgung 
nach Ablauf der Stundungsfrist können angemes- 
sene Ratenzahlungen bewilligt werden, wenn die 
sofortige Zahlung des Gesamtbetrages nach den 
wirtschaftlichen Verhältnissen im Einzelfali nicht 
möglich ist. 

Die Stundung soll nur dem den Betrieb selbst be- 
wirtschaftenden Eigentümer zugute kommen. Es 
besteht kein Anlaß, dem Eigentümer die Vermögens- 
abgabe z. B. auch dann zu stunden, wenn er den Be- 
trieb verpachtet hat. Es ist ferner nicht gerechtfer- 
tigt, die Vermögensabgabe zu stunden, die der 
jetzige Eigentümer beim Kauf eines Forstbetriebes 
nach dem Währungsstichtig vom Verkäufer über- 
nommen hat; die Abgabe ist in diesen Fällen ein 
Teil des Kaufpreises. 

Absatz 2 enthält die Bestimmung darüber, wie der 
auf den Forstbetrieb entfallende Teil des Viertel- 
jahresbetrages der Vermögensabgabe zu berechnen 
ist. Ist in dem Vermögen außer dem forstwirtschaft- 
lichen noch anderes Vermögen enthalten, so muß der 
aus dem Gesamtvermögen errechnete Vierteljahres- 
betrag quotal aufgeteilt werden, wobei die nach dem 
Währungsstichtag veräußerten Teile des forstwirt- 
schaftlichen Vermögens, für die die Vergünstigung 
nicht mehr in Betracht kommen kann, ausgeschie- 
den werden müssen (Abs. 2 Satz 2 Nr. 1). Die in 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 vorgesehene Regelung für die 
nicht in wirtschaftlichem Zusammenhang mit be- 
stimmten Wirtschaftsgütern stehenden Schulden 
dient lediglich der Vereinfachung der Berechnung. 


Zu § 6 

Die Anordnung einer Einschlagsbeschränkung nach 
§ 1 ist ein staatlicher Eingriff. Durch ihn wird die an 
sich schon schwierige wirtschaftliche Lage der davon 
betroffenen Forstbetriebe noch verschärft. Aus die- 
sem Grunde erscheint ein Teilerlaß der Vermögens- 
abgabe gerechtfertigt. In § 6 ist daher ein Erlaß von 
höchstens 50 vom Hundert der Vierteljahresbeträge 
der Vermögensabgabe, die auf den von der Ein- 
schlagsbeschränkung betroffenen Forstbetrieb ent- 
fallen, für die Dauer der Einschiagsbeschränkung 
vorgesehen. 

Bei einem Erlaß aus wirtschaftlichen Gründen müs- 
sen jedoch nach den allgemeinen steuerlichen Biilig- 
keitsregeln die gesamten wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Abgabepflichtigen berücksichtigt werden. 
Diesem Grundsatz wird in Absatz 1 Satz 2 Rechnung 
getragen. Danach ist der Ermäßigungsbetrag in Höhe 


von 50 vom Hundert entsprechend zu kürzen, wenn 
in dem jetzigen (nicht in dem der Abgabe unter- 
liegenden) Gesamtvermögen außer dem forstwirt- 
schaftlichen noch anderes Vermögen enthalten ist. 
Es ist davon auszugehen, daß in diesen Fällen die 
Verluste aus dem Forstbetrieb in gewissem Umfang 
durch Einkünfte aus den anderen Vermögensarten 
ausgeglichen werden können. 

Welche Beträge der Vermögensabgabe für einen 
Erlaß in Betracht kommen und wie diese Beträge zu 
berechnen sind, ist entsprechend den Vorschriften 
in § 5 geregelt (Absatz 2). 


Zu §7 

Um eine rasche und möglichst vollständige Verwer- 
tung von Holz im Falle einer Großkalamität zu för- 
dern, sollen die Ubervorräte an Holz bei der Holz- 
wirtschaft während einer Einschlagsbeschränkung 
durch einen Bewertungsabschlag begünstigt werden. 

Die Vorschrift des § 7 ist in ihrem Aufbau der Vor- 
schrift des § 80 Einkommensteuerdurchführungsver- 
ordnung über den Bewertungsabschlag für be- 
stimmte Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens aus- 
ländischer Herkunft nachgebildet. Durch die An- 
knüpfung an das Kapitel 44 des deutschen Ge- 
brauchszolltarifs sollen Zweifelsfragen darüber ver- 
mieden werden, welche Übervorräte an Holz mit 
einem gegenüber dem § 6 Abs. 1 Ziff. 2 Einkommen- 
steuergesetz um 30 vom Hundert niedrigeren Wert 
in der Bilanz angesetzt werden können. 


Zu § 8 

Während einer Einschlagsbeschränkung nach § 1 
ist ein schneller und zügiger Abtransport des Holzes 
aus den Kalamitätsgebieten unter Einsatz aller zur 
Verfügung stehenden Langholzfahrzeuge erforder- 
lich, damit nicht noch weitere volkswirtschaftliche 
Schäden eintreten. Dabei ist sicherzustellen, daß 
alle geeigneten Fahrzeuge ohne Rüd<:sicht auf die 
Art der Verkehrsleistung (Güterfernverkehr, Werk- 
fernverkehr) verwendet werden können. Es ist da- 
her eine gleichmäßige steuerliche Belastung von 
1 Pfennig je Tonnenkilometer vorgesehen, wodurch 
eine optimale Ausnutzung der vorhandenen Fahr- 
zeuge ermöglicht wird. 


Zu §§ 9, 10 und 11 

In ihnen sind die notwendigen Bestimmungen über 
Auskunft, Geheimhaltungspflicht und Ordnunyo 
Widrigkeiten enthalten. 

Zu § 12 

Er enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu § 13 

Er regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Begründung des Bundesrates zur Ablehnung 


Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die vorge- ' 

sehene gesetzliche Regelung unterbleiben sollte. | 

1 . Die angestrebte Möglichkeit, den ordentlichen 

Holzeinschlag zu beschränken, hätte verfassungs- 
und wirtschaftspolitisch gleichermaßen bedenk- 
liche, dirigistische Eingriffe zur Folge, die zu 
einer nicht vertretbaren Beschränkung des Eigen- 
tums und der Dispositionsfreiheit der betroffenen , 
öffentlichen und privaten Unternehmen führen j 
würden. Diese Bedenken wiegen umso schwerer, | 
als zu besorgen ist, daß die hier vorgesehene 
Regelung möglicherweise entsprechende Forde- 
rungen anderer Wirtschaftszweige auslösen [ 
könnte. Es muß im übrigen davon ausgegangen | 
werden, daß eine Einschränkung des ordent- i 
liehen Holzeinschlags auch deshalb entbehrlich ^ 
ist, weil die Forstwirtschaft sehr wohl in der 
Lage ist, aus eigenem Entschluß ihr Verhalten | 
den marktwirtschaftlichen Notwendigkeiten an- ! 
zupassen. ; 

2. Die steuerrechtlichen Vorschriften sind aus fol- j 
genden Bedenken abzulehnen: 

Die in § 3 des Entwurfs vorgesehene Regelung, 
nach der Verluste, die in der Zukunft ent- 
stehen können, durch Bildung einer steuerfreien 
Rücklage begegnet werden soll, widerspricht be- 
währten Grundsätzen des deutschen Steuerrechts, i 
Die Regelung setzt sich insbesondere system- 
widrig über das Prinzip der Abschnittsbesteue- 
rung hinweg und mißachtet auf diese Weise | 
gröblich den Grundsatz der Gleichmäßigkeit. Aus 
diesem Grunde sind gleichgeartete Forderungen , 
anderer Wirtschaftszweige bisher stets abgelehnt ' 
worden. Wird die bisher vertretene Auffassung | 
zugunsten der Forstwirtschaft durchbrochen, | 
wird sich der Gesetzgeber der Erfüllung gleich- | 


gearteter Wünsche anderer Wirtschaftszweige 
nicht mehr länger entziehen können. 

Im übrigen werden voraussichtlich in der Haupt- 
sache nur große Forstwirte, die oft über erheb- 
liche sonstige Vermögen verfügen, die Rücklage 
in Anspruch nehmen können, weil die Bildung 
der Rücklage von der Festlegung bestimmter 
Barmittel abhängig gemacht wird und die kleine- 
ren Forstwirte wegen der angespannten Ertrags- 
lage der Forstwirtschaft oft über entsprechende 
Barmittel nicht verfügen. 

Abzulehnen ist die Regelung in § 5 des Gesetz- 
entwurfs, nach der die Bildung einer steuer- 
freien Rücklage einen Anspruch auf eine lang- 
fristige Stundung der Vermögensabgabe gibt, 
weil diese Stundung dem Forstwirt auch dann zu 
gewähren ist, wenn der Forstwirt der Rücklage 
nur einen symbolischen Merkbetrag zuführt. 

Geradezu widersinnig ist die Regelung in § 7 des 
Entwurfs, nach der zum Beispiel ein Galanterie- 
warenhändler in Düsseldorf für den Mehrbestand 
an „Kästchen, Zigarettenbehältern, Präsentier- 
brettern, Schmuck und Ziergegenständen" eine 
Wertberichtigung in Höhe von 30 v.H. bilden 
kann, wenn im Bayerischen Wald eine Ein- 
schlagsbeschränkung angeordnet wird. 

Die sonstigen Regelungen, die steuerliche Er- 
leichterungen für die Zeiträume vorsehen, für 
die tatsächlich eine Einschlagsbeschränkung an- 
geordnet wird, sind in sich nicht ausgewogen. 
Das Ziel, das angestrebt wird, kann bereits auf 
der Grundlage der bestehenden Billigkeitsvor- 
schriften (z. B. der §§ 127 und 131 AO) erreicht 
werden. Generelle Sonderregelungen, die zu 
Komplizierungen des Steuerrechts und der Ver- 
waltungspraxis führen, sollten vermieden wer- 
den. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt der Auffassung des 
Bundesrates, daß die vorgesehene gesetzliche Rege- 
lung unterbleiben sollte, aus folgenden Gründen 
nicht zu: 

1. 

Bei dem gemeinsamen Ziel von Bund und Ländern, 
die kritische Lage der Forstwirtschaft zu verbessern, 
sind Maßnahmen zum Ausgleich der immer wieder 
auftretenden Schäden durch Naturkatastrophen un- 
umgänglich. Durch diese Schäden wird die Rentabi- 
lität der Forstbetriebe und damit die Volkswirt- 
schaft häufig, erheblich und langfristig beeinträch- 
tigt. 

So betrug z. B. allein die Erlösminderung, die durch 
den Preisverfall für Rohholz bei der letzten Sturm- 
katastrophe im Jahre 1967 entstanden ist, trotz der 
durch die Sturmkatastrophe bedingten erhöhten 
Einschlagsmengen und trotz verstärkten Anfalls der 
sonst im Vergleich zu anderen Holzarten am besten 
vergüteten Fichte, mehr als 340 Millionen DM — bei 
einem Gesamtumsatz von normalerweise etwa 
1,7 Milliarden DM also etwa 20 vom Hundert. Diese 
Erlösminderung setzte sich auch im Jahre 1968 mit 
etwa 150 Millionen DM fort. Auch die Holzwirt- 
schaft wurde durch den Preisverfall, insbesondere 
durch die Abwertung ihrer Lagerbestände, nach- 
teilig betroffen. Der Gesamtschaden von etwa 
0,5 Milliarden DM wäre durch eine gesetzliche 
Beschränkung des ordentlichen Einschlags, wie sie 
der Gesetzentwurf vorsieht, weitgehend verhindert 
worden. 

Die gesetzliche Möglichkeit zur Einschlagsbeschrän- 
kung für höchstens zwei Jahre ist daher aus volks- 
wirtschaftlichen Gründen notwendig und entspricht 
den Grundsätzen der sozialen Marktwirtschaft. 

Die Befürchtung des Bundesrates, die hier vorge- 
sehene Regelung könnte entsprechende Forderun- 
gen anderer Wirtschaftszweige auslösen, ist nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht begründet. 
Denn nur in der Forstwirtschaft führen Naturkata- 
strophen zu einem Überangebot und damit zu einem 
volkswirtschaftlich unerwünschten Preiseinbruch, 
während in den übrigen Wirtschaftsbereichen eine 
Warenverknappung und somit häufig sogar ein 
Preisanstieg eintritt. 

Eine freiwillige Einschlagsbeschränkung, auf die der 
Bundesrat hinweist, scheitert erfahrungsgemäß — so 
auch 1967 — 

wegen der Vielzahl der Forstbetriebe, 

wegen der unterschiedlichen Interessenlage zwi- 
schen dem Staatswald, dem Gemeinde- und Pri- 
vatwald und 

wegen des Finanzbedarfs des Waldbesitzes. 


II. 

Die Bundesregierung kann auch die besonderen Be- 
denken des Bundesrates gegen die steuerrechtlichen 
Vorschriften des Gesetzentwurfs nicht teilen. Diesen 
Vorschriften liegt die Überlegung zugrunde, dem 
forstlichen Problem mit spezifisch forstlichen Maß- 
nahmen zu begegnen. 

1. Die in § 3 des Gesetzentwurfs vorgesehene 
Regelung über die Bildung einer steuerfreien Rück- 
lage weicht zwar von den sonst bewährten Grund- 
sätzen des Steuerrechts ab, insbesondere von dem 
Prinzip der jährlichen Abschnittsbesteuerung. Die 
Abweichung ist jedoch gerechtfertigt; schon bisher 
nimmt die Forstwirtschaft bei der Abschnittsbe- 
steuerung eine Sonderstellung ein, da sie für ihr 
Hauptbetriebsmittel, das stehende Holz, keinen 
jährlichen Bestandsvergleich durchführen kann und 
deshalb auch für steuerliche Zwecke nicht durchzu- 
führen braucht. 

Die für die Forstwirtschaft vorgesehene steuerfreie 
Rücklage verletzt entgegen der Annahme des Bun- 
desrates nicht den Grundsatz der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung. Sie kann gleichgeartete Wünsche 
anderer Wirtschaftszweige nicht begründen, weil 
sich bei ihnen, wie unter I dargelegt, keine ver- 
gleichbaren Sachverhalte ergeben. 

Die vom Bundesrat befürchtete Bevorzugung des 
Großwaldbesitzes vermeidet der Gesetzentwurf da- 
durch, daß die Stundung der anteiligen Vermögens- 
abgabe (§ 5) für alle Betriebsgrößen gilt und so 
gleichermaßen entsprechendes Kapital für die Rück- 
lagebildung frei macht. 

2. Um den Befürchtungen des Bundesrates zu be- 
gegnen, daß ein Forstwirt mit einer nur symbo- 
lischen Rücklage die gesamte in § 5 vorgesehene 
Stundung der Vermögensabgabe erlangt, schlägt die 
Bundesregierung vor, in § 5 Abs. 1 Satz 1 hinter 
den Worten „zur Hälfte“ die Worte „höchstens je- 
doch in Höhe eines Viertels der im jeweiligen 
Jahr gebildeten Rücklage“ einzufügen. 

Zur Klarstellung wird außerdem empfohlen, in Ab- 
satz 1 Ziffer 3 hinter den Worten „in den Jahren" 
einzufügen „(Wirtschaftsjahren)". 

3. Bei seinen Bedenken gegen § 7 verkennt der 
Bundesrat offensichtlich den Zweck dieser Vorschrift. 
Er besteht darin, der Holzwirtschaft im gesamten 
Bundesgebiet — • also auch außerhalb der von der 
Einschlagsbeschränkung betroffenen Gebiete — im 
Falle einer Großkalamität einen Anreiz zur ver- 
stärkten Aufnahme von Holz zu geben, überdies ist 
das vom Bundesrat angeführte Beispiel deshalb 
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nicht denkbar, weil eine auf den Bayerischen Wald 
begrenzte Einschlagsbeschränkung angesichts der in 
§ 1 Abs. 2 normierten Voraussetzungen nicht in 
Frage kommen kann. 

Gleichwohl ist die Bundesregierung mit dem Bun- 
desrat der Auffassung, daß der Bewertungsabschlag 
auf Rohholz sowie auf die wichtigsten Holzhalb- 
waren und Halbstoffe aus Holz beschränkt werden 
sollte. Dies könnte erreicht werden, wenn in § 7 
Abs. 1 Satz 1 die Worte „Mehrbestand an Holz und 
Holzwaren im Sinne des Kapitels 44 des Deutschen 
Gebrauchs-Zolltarifs" ersetzt werden durch die 
Worte: 


„Mehrbestand an 

Holz im Sinne der Nr. 44.01 und 44.03 des Zolltarifs, 

Holzhalbwaren im Sinne der Nr. 44.05, 44.07, 44.13, 
44.15, 44.18 und 48.09 des Zolltarifs und 

Halbstoffe aus Holz im Sinne der Nr. 47.01 des Zoll- 
tarifs". 

4. Schließlich kann die Bundesregierung der Auf- 
fassung des Bundesrates nicht folgen, daß bereits 
bestehende Billigkeitsvorschriften zur Erreichung 
des vom Gesetz angestrebten Zieles ausreichten. 
Diese Vorschriften sind schon deshalb kein geeig- 
netes Äquivalent für eine Einschlagsbeschränkung, 
weil sie keinen Rechtsanspruch gewähren. 



